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Bei Interesse an den Präsentationen und Dokumenten aus einzelnen Workshops und 

Fachforen kann auf die Referierenden direkt zugegangen werden. Die Kontaktdaten fin-

den sich am Ende jedes Berichts in einem blau umrandeten Textfeld in Kapitel C. 

A Tagungsrahmen 
Auch im zweiten Pandemiejahr fand der Tag der kommunalen Jobcenter als digitale Fachtagung 

mit dem Titel „Beratung – und noch viel mehr“ statt. Mit einem Studio für die Plenumsphasen in 

der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Landkreistages (DLT) und der Forenmoderation aus dem 

Büro von gfa | public in Berlin war die technische Umsetzung wie im Jahr 2020 organisiert. Die 

Interviewpartnerinnen am Vormittag wie auch die Referierenden der Workshops und Fachforen 

am Nachmittag gestalteten die Tagung per Videokonferenz-System, das für einen reibungslosen 

Ablauf vom einen Programmpunkt zum nächsten sorgte, auch beim Übergang vom Plenum in die 

Gruppenphasen. Eine Neuerung war die Diskussionsrunde mit zwei prominenten Fachjournalis-

tinnen, die einen externen Blick auf das SGB II und die politische Landschaft vermittelten. 

Der Vorteil digitaler Veranstaltungen – die Teilnahme ist einem breiteren Kreis an Inte-

ressierten möglich – wurde auch in diesem Jahr deutlich: Die Höchstzahl an eingeloggten Teil-

nehmenden lag bei 412 Personen. Das ist bisheriger Teilnehmerrekord und deutlich mehr, als bei 

einer Präsenzveranstaltung mit üblicherweise ca. 250 Teilnehmern machbar ist.  

Die Rückmeldungen am Veranstaltungstag und im Nachgang waren sehr positiv. Die 

digitale Arbeitsweise wurde gut angenommen. Um ein genaueres Stimmungsbild zu erhalten und 

für zukünftige Fachtagungen zu lernen, fand eine Nachbefragung direkt im Anschluss an den 

Fachtag durch die Benchlearning-Geschäftsstelle beim Deutschen Landkreistag statt. Die Ergeb-

nisse werden im nächsten Jahr berücksichtigt.  

 

 

 

Über den Tag der kommunalen Jobcenter wurde erneut ein kurzer Video-Bericht er-

stellt, der unter www.kommunale-jobcenter.de abrufbar ist. 

B Plenumsteil 
Zu Beginn der Tagung begrüßte Dr. Irene Vorholz, Stellvertreterin des Hauptgeschäftsführers des 

Deutschen Landkreistags, die Teilnehmenden. Ihr Fokus richtete sich zunächst auf den Koalitions-

vertrag von SPD, Grünen und FDP zur Zukunft des SGB II. Viele der im Koalitionsvertrag genann-

ten Vorschläge würden begrüßt, wie etwa die Einführung einer Bagatellgrenze von 50 Euro, die 

vertikale Einkommensanrechnung, der rechtssichere Rahmen für schlüssige KdU-Konzepte zur 

Bestimmung angemessener Unterkunftskosten, die Entfristung und Weiterentwicklung des Teil-

habechancengesetzes (§ 16i und § 16e SGB II) und das grundsätzliche Festhalten an Sanktionen.  

Andere Vorhaben wie die Einführung einer zweijährigen „Karenzzeit“, in der weder die Angemes-

senheit der KdU noch Vermögen geprüft würden, stießen auf Kritik. Dies werde nur für die Son-

dersituation der Pandemie als richtig erachtet, da es den Prinzipien des Existenzminimums zuwi-

derlaufe. Zugleich seien Auswirkungen auf den allgemeinen Mietmarkt haben werden. Es werde 

für untere Einkommensgruppen noch schwerer werden, bezahlbaren Wohnraum zu finden, da 

Vermieter sich erfahrungsgemäß schnell an den Leistungen der Jobcenter orientieren. Auch die 
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neue „Kindergrundsicherung“ sei mit vielen Fragezeichen versehen. Die Tragweite und die Aus-

wirkungen auf die Gesamtstruktur und Organisation des SGB II ließen sich noch nicht abschätzen, 

es komme auf die konkrete Ausgestaltung an, so Frau Dr. Vorholz.  

Mit Blick auf das Benchlearning und seine inhaltlichen Schwerpunkte im Jahr 2022 lege 

die diesjährige Fachtagung den Grundstein: Es verbinde die gegenwärtige politische Situation zu 

Beginn einer neuen Legislaturperiode in einer voraussichtlich reformfreudigen Regierungskoali-

tion mit dem Markenkern der kommunalen Jobcenter in Gestalt guter und passgenauer Beratung. 

Der Titel des Jahresthemas 2022 bringe dies zum Ausdruck: „Die Zukunft der Jobcenter als Bera-

tungsdienstleister“. Damit seien die Themen für die praxisorientierte Arbeit in den Vergleichsrin-

gen ab März 2022 sowie im vergleichsringübergreifenden Austausch abgesteckt.  

Die Kampagne der kommunalen Jobcenter „Menschen vor Ort“ sei ein weiterer Strang 

des Benchlearning, der stetig weiterentwickelt werde. Sechs Videos, drei Fotoreportagen, und 

ein Interview seien mittlerweile unter www.kommunale-jobcenter.de abrufbar. Hier seien im 

kommenden Jahr weitere Beiträge zu erwarten. Der Deutsche Landkreistag gebe außerdem eine 

Broschüre mit den Geschichten der „Menschen vor Ort“ in den Druck, um auch analog für die 

Kampagne zu werben. Sie werde nicht nur an die sich neu konstituierende Berliner Politik ver-

sandt, die Hefte können bei dem Grafikdienstleister auch mit dem jeweiligen Logo der kommu-

nalen Jobcenter für den Einsatz vor Ort bestellt werden.  

In der Diskussionsrunde „Die Jobcenter in der neuen Wahlperiode: Politische Konzepte 

und Erwartungen“ sprach Moderatorin Dr. Julia Kropf mit der Autorin und Journalistin Julia Fried-

richs und der Redakteurin Henrike Roßbach von der Süddeutschen Zeitung über Einschätzungen 

zum neuen Koalitionsvertrag und die Folgen, die sich für die Umsetzung des SGB II ergeben könn-

ten. Die Journalistinnen nahmen pointiert Stellung zu verschiedenen Kernfragen der Entwicklung.  

Hartz IV habe in den Augen Mancher „Wunden geschlagen“, die die Koalitionäre durch das neue 

Bürgergeld zu überwinden versuchen. Ob das gelinge, werde die Ausarbeitung der Gesetze zei-

gen. Eine Umbenennung („Bürgergeld“) könne schon einen Unterschied machen und zu höherer 

Akzeptanz führen. Die vollständige Aussetzung der Prüfung des Schonvermögens wurde von bei-

den hingegen kritisch gesehen, weil Menschen in den Genuss von Sozialleistungen kommen 

könnten, die sie eigentlich nicht brauchen. Außerdem sei es schwierig, nach zwei Jahren dann 

„plötzlich“ das Vermögen und die Wohnsituation zu prüfen. 

Des Weiteren begrüßten beide Journalistinnen, die Kindergrundsicherung in den politi-

schen Vordergrund der Diskussion zu rücken. Allerdings könnten Hebel wie die Ausstattung der 

Schulen und Investitionen in Bildung sinnvollere Maßnahmen als eine finanzielle Lösung sein. Die 

gesellschaftliche Teilhabe von Kindern sei ein reales Problem. Die Erhöhung des Mindestlohns sei 

durchaus sinnvoll, um die Abhängigkeit von Sozialleistungen zu verringern. Selbstverantwortung 

für sich wahrnehmen zu können, trage zur Würde des Menschen wesentlich bei.  

Zum Abschluss diskutierte die Runde, ob durch die Veränderung der Philosophie „For-

dern und Fördern“ der Leistungsbegriff insgesamt neu definiert werden müsse. „Leistung“ gerate 

bei Menschen im unteren Lohnbereich an Grenzen, ein Vermögensaufbau sei kaum möglich. Ar-

beit könne geringer besteuert und Vermögen bzw. Erbschaften stärker besteuert werden. Die 

Reduktion der Sanktionsnotwendigkeiten im SGB II gemäß den Vorgaben des Bundesverfas-

sungsgerichts könne sinnvoll sein, wenngleich an Leistungskürzungen als Instrument generell 

festgehalten werden müsse. Der Schwerpunkt auf Bildung, Weiterbildung und Ausbildung sei 

richtig, um nachhaltig etwas zu bewegen.  
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Die Plenumsrunde “Schlaglichter aus der Praxis“ mit Fachexperten aus den Jobcentern 

fokussierte sodann auf „Gute Beratung als ein Wesensmerkmal des Sozialstaats“. Es sprachen 

Karl-Josef Cranen, Amtsleiter Jobcenter Kreis Düren, Thomas Lenz, Vorstandsvorsitzender Job-

center Stadt Wuppertal und Jürgen Peeß, Amtsleiter Jobcenter Stadt Stuttgart miteinander aus 

der Perspektive der verantwortlichen Praktiker. Sie betonten, dass der erleichterte Zugang auf-

grund der Pandemie die Situation in den Jobcentern vereinfacht habe. Es sei viel gelernt worden, 

was auch in der Zukunft so umgesetzt werden könne. Auch die Maßnahmenträger seien flexibel 

gewesen und konnten schnell digitale Angebote schaffen, wodurch die Auslastung der Maßnah-

men habe gewährleistet werden können.  

Im Integrationsbereich sei es schwierig die Auswirkungen zu bewerten. Die Erfahrung 

zeige seit Jahren, dass der persönliche Kontakt zu den Leistungsberechtigten enorm wichtig sei. 

Digitale Mittel seien eher als Ergänzung zu verstehen. In anspruchsvollen Beratungssituationen 

blieben persönliche Gespräche das Mittel der Wahl. Der Bedarf vieler Menschen in der Pandemie 

an Austausch und Orientierung sei sehr groß. Dies konnten die Jobcenter mit ihrem Beratungs-

auftrag gewährleisten, weil sie flexibel telefonisch und digital viele Hilfsleistungen bereitgestellt 

hätten.  

In Bezug auf die Notwendigkeit von Sanktionen wurde festgestellt, dass es der tägliche 

Anspruch sei, auf Augenhöhe zu kommunizieren. Dies gelinge meistens. Auf Sanktionen solle aber 

nicht verzichtet werden, denn sie würden besonders bei jungen Menschen die Kooperationsbe-

reitschaft steigern. Quantitativ spielten Sanktionen bekanntlich eine geringe Rolle, wenngleich 

sie das Image der Jobcenter noch immer sehr stark prägten. Eine respektvolle, wertschätzende 

Beratung sei eine Frage der Haltung, nicht der Gesetzgebung. Insofern überschätze der Koaliti-

onsvertrag vielleicht etwas, wie weitgehend der Gesetzgeber Dinge regulieren wolle. Das Men-

schenbild sei hier die Grundlage, also im Kern die Frage, ob Menschen von sich aus arbeiten wol-

len und intrinsisch motiviert seien oder sie von außen, gegebenenfalls mit Zwang, dazu bewegt 

werden müssten.  

Kooperationsvereinbarungen mit weiteren kommunalen Ämtern zu treffen, sei wichtig 

und erfordere Kenntnisse der Arbeitsweise und Beratungslogik in den jeweiligen Bereichen. Die 

Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe und anderen kommunalen Hilfsangeboten solle intensiviert 

werden, hier seien die kommunalen Jobcenter prädestiniert und auch seit langem engagiert.  

Zum Abschluss des Fachtags bekräftigte Stefan Hahn, Beigeordneter des Deutschen 

Städtetages, dass die Frage einer passgenauen Beratung durch die COVID 19-Pandemie noch ein-

mal in den Mittelpunkt gerückt worden sei. Auch die Auseinandersetzung mit dem Koalitionsver-

trag sei ein wichtiger Realitätsabgleich gewesen. Hieraus könnten vielfältige Impulse für die wei-

tere Arbeit der kommunalen Spitzenverbände gewonnen werden. Der Großteil der anvisierten 

Veränderungen in der Arbeitsmarktpolitik wäre vernünftig. Weiterbildung und Qualifikation wer-

den u.a. durch die Einführungen einer Ausbildungsgarantie und eines Weiterbildungsgeldes sinn-

voll erleichtert. Die Umwandlung der Grundsicherung für Arbeitsuchende in das neue „Bürger-

geld“ setze u.a. mit der Entfristung des Teilhabechancengesetzes, der Abschaffung des Vermitt-

lungsvorrangs, der Verbesserung der Zuverdienstmöglichkeiten und mehr Spielraum für die Job-

center vor Ort auf einige vernünftige Themen. Sein Dank ging an alle Beteiligten, die im Hinter-

grund die Tagung möglich gemacht und im Vordergrund gestaltet haben. Im Jahresendspurt galt 

die Anerkennung aber vor allem den kommunalen Jobcentern, die unter schwierigen Bedingun-

gen ihre wichtige Arbeit verlässlich leisteten.  
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C Workshops und Fachforen 
Bewährter Hauptbestandteil der Veranstaltung waren die 13 Gruppenformate, die sich mit The-

men aus der Vergleichsringarbeit und aus dem vergleichsringübergreifenden Austausch beschäf-

tigten. Dabei hatten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Wahl zwischen drei Workshops mit 

der Möglichkeit zur aktiven Arbeit an einem Thema und zehn Fachforen, bei denen jeweils ein 

Erfahrungsbericht aus einem kommunalen Jobcenter im Mittelpunkt stand. 

 

C.1 Workshop: Moderne Formen der Kundenkommuni-

kation – Möglichkeiten und Grenzen  

In diesem Workshop-Format beschäftigten sich die Teilnehmenden mit den modernen 

Formen der (Kunden-) Kommunikation. Aufbauend auf einen kurzen Input von Markus Thorn aus 

dem Jobcenter Landkreis Osterholz wurden in drei Gruppen die Möglichkeiten und Grenzen der 

neuen Technologien ausgelotet.  

In kurzen Praxisbeispielen aus dem Jobcenter Landkreis Osterholz bekamen die Teilneh-

mer einen Überblick über Digitalisierungs- und Kommunikationsprojekte, die dort umgesetzt 

wurden. Dazu gehören neue direkte Kommunikationskanäle wie Mail(ings), SMS, Umfragen zu 

Maßnahmen via Sli.do und Videoberatung. Ziel ist es, durch die neuen Kommunikationskanäle die 

Effizienz zu erhöhen und den Kontakt zum Kunden in der Coronazeit zu vereinfachen. Weiterhin 

wurde über indirekte Informations- und Kommunikationsangebote berichtet. Dazu gehört die 

JobZENTRALE als eigene Jobsuchmaschine und JobIMPULS als eigene Website zur Berufsorien-

tierung und zum Berufsmatching für den Kundenstamm im Jobcenter Landkreis Osterholz.  

Insbesondere bei der Videoberatung nehme die Mehrheit der angesprochenen Leis-

tungsberechtigten das Angebot gut an, allerdings wurde bei der Ansprache eine Vorauswahl po-

tenziell affiner Kundinnen und Kunden getroffen. Die Mitarbeitenden seien grundsätzlich aufge-

schlossen für neue Kommunikationsformate. Als begrenzend wurden die technischen Vorausset-

zungen im Jobcenter genannt (zum Beispiel keine Bildschirmfreigabe der Fachanwendung). Die 

technischen Voraussetzungen auf Kundenseite seien hingegen bisher das größte Hemmnis, um 

Formate wie die Videoberatung auszubauen. 

Die Teilnehmenden diskutierten sodann, welche Grenzen sie für die digitale Zusammen-

arbeit in den drei Zielgruppen Kundinnen und Kunden, Mitarbeitende und Führungskräfte als be-

sonders relevant betrachten. Anschließend befassten sie sich mit der Frage, wie diese Grenzen 

mit den zur Verfügung stehenden Mitteln aufgelöst werden können. Die Ergebnisse lauten:  

Kundinnen und Kunden 

— Grenze: unterschiedliche technische Voraussetzungen  

Lösungsideen: offenes Café oder ein Raum, in dem beraten werden kann und die Technik 

zur Verfügung steht; finanzielle Unterstützung für Datenvolumen (WLAN-Ticket)  

— Grenze: unterschiedliche technische Kompetenz  

Lösungsidee: altersübergreifend besteht hoher Schulungsbedarf, dem seitens der kommu-

nalen Jobcenter entsprochen werden kann 
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Mitarbeiterende 

— Grenze: Skepsis gegenüber Veränderung  

Lösungsidee: Pionierarbeit leisten und erfolgreiche Vorbilder stärken 

— Grenze: unterschiedliche technische Affinität  

Lösungsidee: Webinare für Vorteilübersetzung nutzen, ausprobieren lassen, etwa durch die 

Rolle des Moderators im Teammeeting  

Führungskräfte 

— Grenze: unterschiedliche technische Affinität  

Lösungsideen: an die Rolle als Vorbild appellieren, Fehlerkultur, Mehrwert aufzeigen 

— Grenze: unterschiedliche technische Kompetenz  

Lösungsideen: Schulungen mit hohem Praxisanteil, um positive Erfahrungen zu sammeln; 

Neugierde wecken 

 

Es wurde insgesamt deutlich, dass ein hohes Potenzial in neuen Kommunikationskanälen steckt, 

in allen drei Zielgruppen aber noch ein Stück des Weges zu gehen ist. Durch den Austausch un-

tereinander gelingt es gut, neue Aspekte und Ansatzpunkte aufzuzeigen. Dies ist auch ein sinn-

voller Weg, um im eigenen Jobcenter Rückhalt für die technischen Neuerungen in der Kommuni-

kation zu erzeugen. 

 

C.2 Workshop: Bürgerzentrierte Sprache in Anträgen, 

Formularen und Vermerken 

In dem auf Mitwirkung und Ausprobieren ausgelegten Workshop zu bürgerzentrierter Sprache 

stellte Burkhard Margies vom Deutschen Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung in Speyer 

zunächst eine beeindruckende Zahl vor: 86 % der Bürger hätten Probleme damit, amtliche Schrei-

ben zu verstehen. Dazu, wie sich Anträge, Formulare und Vermerke nutzerfreundlicher formulie-

ren lassen, gab Herr Margies den Teilnehmern des Workshops Hinweise, die im Rahmen einer 

Arbeitsgruppensequenz gleich erprobt werden konnten.  

Die Faustregel sei zunächst, immer den Gedankenhintergrund des Lesenden im Kopf zu 

haben. Die Verwaltung neige dazu, den Sachverhalt noch einmal auszurollen. Maßgabe müsse 

allerdings sein, Schreiben so zu formulieren, dass direkt auf das Ansinnen des Antragstellers ein-

gegangen und Verständnis hergestellt werde. Bürgerfreundlichkeit und Rechtssicherheit seien 

kein Widerspruch, die Nennung von zu vielen Paragraphen verwirre die Bürgerinnen und Bürger. 

Sofern dies unbedingt erforderlich sei, sei es besser, diese ans Ende zu stellen. Wichtiges, zum 

Beispiel die konkrete Regelung eines Verwaltungsaktes, gehöre an den Anfang eines amtlichen 

Schreibens. Zu lange Schachtelsätze sorgten zudem für Unverständnis. 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Landkreis Osterholz:  

Markus Thorn, Markus.Thorn@ProArbeit-OHZ.de, 04791 9303619 
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Wenn sich Jobcenter auf den Weg machen wollten, noch stärker empfängerorientiert 

zu formulieren, sollten die Beschäftigten von Anfang an mit einbezogen werden, aber vor allem 

auch die Leistungsberechtigten, zum Beispiel durch Befragungen. Sich hierzu mit anderen Ver-

waltungen zusammenzuschließen, schone Ressourcen und unterstütze bessere Lösungen. 

 

C.3 Workshop: Arbeiten im Homeoffice richtig gestal-

ten 

Dr. Mario Merget, Fachanwalt für Arbeitsrecht, erläuterte in diesem Workshop die Herausforde-

rungen und neuen Anforderungen für Arbeitgeber bei der Gestaltung von Homeoffice-Angebo-

ten und mobilem Arbeiten. Zunächst gelte es die Begriffe und Implikationen von Telearbeit, al-

ternierender Telearbeit und mobiler Arbeit zu unterscheiden, die je unterschiedliche Pflichten 

und Leistungen der Arbeitgeber nach sich ziehen würden.  

Referent und Teilnehmende diskutierten darauf aufbauend Möglichkeiten und Grenzen 

von Arbeits- und Leistungskontrolle im Homeoffice/Mobiler Arbeit sowie zentrale Herausforde-

rungen, die sich an Arbeitsorten außerhalb der Dienststelle ergeben.  

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erarbeiten anhand von vier Praxisfällen, worauf 

Arbeitgebende achten müssen,  

– um im Homeoffice Arbeitsschutz zu gewähren bzw. in welchen Situationen Arbeitgeber bei 

Unfällen haften müssen, 

– wie die Einhaltung von Ruhephasen sicherzustellen ist, 

– welche Vorkehrungen zum Datenschutz zu treffen sind und 

– was bei mobilem Arbeiten im Ausland zu beachten ist. 

 

C.4 Fachforum: Dialog: Sanktionsfreie Beratungsarbeit 

Das Fachforum zur sanktionsfreien Beratungsarbeit griff die Frage auf, welche Auswirkungen der 

Wegfall des Sanktionsinstruments auf die Kundenarbeit im Integrations- und Leistungsbereich 

hat. Als Experten gaben Thomas Koch, Amtsleiter des Jobcenters Ostalbkreis, und Jürgen Peeß, 

Amtsleiter des Jobcenters Stuttgart, Einblicke in die Beratungspraxis der letzten Jahre. In beiden 

Häusern ist die Praxis (spätestens) seit dem Sanktionsurteil von 2019 von einem weitestgehenden 

Verzicht auf Sanktionen geprägt, so dass Erfahrungswerte berichtet werden konnten. Dabei zeigt 

sich, dass beispielsweise der Verzicht auf die Rechtsfolgenbelehrung vor allem positive Effekte 

auf die Arbeit mit den Kunden hat, da der Blick weg von rechtlichen und administrativen 

Aspekten und hin zu der Frage, welcher Weg in Arbeit der erfolgsversprechendste ist, gerichtet 

sei.  

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung: 

Burkhard Margies, margies@foev-speyer.de, 06232 654397 
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Im Zentrum stand die Frage, warum Leistungsberechtigte das Beratungsangebot der 

Jobcenter in Anspruch nehmen sollten. Hierzu lässt sich zunächst feststellen, dass bereits in der 

Vergangenheit im überwiegenden Teil der Beratungsfälle Sanktionen keine Rolle gespielt haben 

– das zeigen die Sanktionsquoten, die im Bundesschnitt zwischen 3,9 Prozent und 5,2 Prozent 

variieren und sich überdies ganz überwiegend auf Meldeversäumnisse beziehen. Seit 2019 ist 

diese Quote bereits deutlich gesunken. Das Grundverständnis entwickle sich von der Haltung 

„Wir wissen als Jobcenter, was für dich als Kundin am besten ist“ über das Verständnis „Wir gehen 

mit dir zusammen den Weg bei der Integration in Arbeit“ hin zu einem neuen Rollenverständnis 

im Sinne von „Du musst deinen Weg gehen, aber wir unterstützen dich dabei.“ Bei diesem 

veränderten Rollenbild greifen bereits die Grundgedanken der Menschenbildes der 

Sozialraumorientierung, wie sie im vergangenen Jahresthema im Benchlearning besprochen 

wurden. Für die Jobcenter müsse dann aber noch klarer herausgestellt werden, welchen 

Mehrwert die Beratung tatsächlich für die Kundinnen und Kunden leistet.  

Um den Weg der sanktionsfreien Beratung konsequent zu bestreiten, müssten die 

Jobcenter sowohl nach innen als auch nach außen Überzeugungsarbeit leisten. Zwar gebe es 

bereits viele Beschäftigte, die sich im neuen Rollenbild gut wiederfinden, bei anderen werde die 

Arbeit an der eigenen Haltung aber künftig mehr Aufwand bedeuten. Und auch die Öffentlichkeit 

müsse für diesen Weg gewonnen werden. Beide Referenten waren der Auffassung, dass gerade 

Beratung und ohne bzw. mit weniger Druck, dafür mit breiter Untersützung am Ende die besseren 

Ergebnisse erreichbar seien. 

 

C.5 Fachforum: Hohe Beratungsintensität trotz Corona 

Während der pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen stellte sich für viele Jobcenter die 

Frage, wie die Beratungsarbeit aufrecht erhalten werden kann. Das Jobcenter der Grafschaft 

Bentheim gab einen Einblick, wie auch während der Coronazeit eine hohe Beratungsintensität 

sichergestellt werden kann. Valentin Drechsler, Leiter der Abteilung für kommunale 

Arbeitsmarktintegration, zeigte auf, welche Maßnahmen das Jobcenter diesbezüglich ergriffen 

hat. 

Der erste Gelingensfaktor bestehe darin, die Phasen der kontaktlosen Beratung – 

insbesondere den Verzicht auf direkte 1:1-Gespräche vor Ort – möglichst kurz zu halten. In diesen 

Phasen werde zwar telefonische oder Videoberatung angeboten, aber sie ersetzten die 1:1-

Gespräche nicht hinsichtlich ihrer Qualität und Wirkung und würden von den Beratungskräften 

nicht als gleichwertiger Ersatz gesehen. Daher seien persönliche Kontakte auch während 

laufender Lockdowns durchgeführt worden.  

Zweitens habe das Aussetzen der Rechstfolgenbelehrung und Sanktionen keine 

signifikante Verschlechterung der Terminwahrnehmung durch die Leistungsberechtigen gezeigt. 

Zwar könne der Effekt daran liegen, dass vor allem mitwirkungsbereite Kundinnen und Kunden 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Ostalbkreis: 

Thomas Koch, Thomas.Koch@ostalbkreis.de, 02581 535600 

Jobcenter Stuttgart: 

Jürgen Peeß, Juergen.Peess@stuttgart.de, 0711 21697000 
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angesprochen werden, aber insgesamt sei im Ergebnis eine hohe Beratungsintensität festgestellt 

worden.  

Drittens sei Wert auf hohen Gesundheitsschutz der Beschäftigten gelegt worden. Diese 

hätten bei begründeten Bedenken auf persönliche Gespräche verzichten können, was aber kaum 

wahrgenommen worden sei. Statt dessen sei die Beratungszone als sehr sicher empfunden 

worden.  

Als vierten Faktor zeigte sich, dass vor allem die Haltung der Beschäftigten gegenüber 

Auftrag, Rolle und Organisation wichtig für die hohe Beratungsintensität ist. Die Beschäftigten 

hätten individuelle Getaltungsmöglichkeiten bei der Umsetzung ihrer Beratung, aber 

insbesondere die Überzeugung von der Notwendigkeit der direkten Beratungskontakte bewirke, 

dass die Beratungsintensität von jedem Einzelnen hoch bleibe.  

 

C.6 Fachforum: Bürgerorientierte Beratungsspezialis-

ten 

Das Jobcenter Mainz-Bingen arbeitet seit mehreren Jahren mit dem Ansatz der bürgerorientier-

ten Beratung. Uwe Tiegs und Kai Hirschmann stellten ihren Beratungsansatz, dessen theoreti-

sches Fundament und Praxisbeispiele vor. 

Die bürgerorientierte Beratung im Jobcenter Mainz-Bingen folgt dem Konzept der So-

zialraumorientierung von Prof. Wolfgang Hinte, dessen Ausgangspunkt in der Sozialarbeit der 

Wille des Menschen ist. Daraus ergibt sich eine personenzentrierte und individualisierte Arbeits-

weise, die auf die kommunalen Stärken des kommunalen Jobcenters setzt. Zum Einsatz kommt 

dieser Beratungsansatz sowohl im Bereich U25 bei der Ausbildungsstellenvermittlung als auch im 

Bereich Ü25. Die intensive Beratung und Betreuung setzt dabei stark auf Vertrauensaufbau, eine 

hohe Frequenz an persönlichen Beratungsgesprächen, dem Wunsch beziehungsweise Willen der 

Kundin und des Kunden, Selbstbefähigung im Prozess sowie gezielten Förderinstrumenten. An-

hand zweier Praxisbeispiele wurden erfolgreiche Beratungsprozesse dargestellt, die in eine nach-

haltige Ausbildungs- und Jobvermittlung mündeten. 

Der Ansatz der bürgerorientierten Beratung sei kein Selbstläufer, sondern im Gegenteil 

sehr ambitioniert. Die Beratungsarbeit erfordere eine stärkenorientierte Haltung und „aufrichti-

ges Interesse an der Lebenswelt“ und eine gute Anamnese der Lebenssituation der zu Beraten-

den. Hinzu komme ein hohes Maß an Netzwerkarbeit mit Trägern, Kooperationspartnern und dem 

sozialen Umfeld der Kunden. Unterstützend wirken regelmäßige Fallbesprechungen und Super-

visionsformate unter den Mitarbeitenden und in den Teams. 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Grafschaft Bentheim:  

Valentin Drechsler, Valentin.Drechsler@Grafschaft.de, 05921 966208 
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C.7 Fachforum: Aufsuchende Fallarbeit 

Im Fachforum „Aufsuchende Fallarbeit“ stellten die Referentinnen Nora Breyer, Arbeitsvermittle-

rin im Jobcenter Schaumburg, und Wiebke Oehrle, Teamkoordinatorin im Jobcenter Kreis Coes-

feld, ihre Konzepte und Erfahrungen vor.  

Das Jobcenter Schaumburg ist mit seinen zwei Standorten Stadthagen und Rinteln eher 

ländlich geprägt. Häufige Vermittlungshemmnisse sind eingeschränkte Mobilität, Krankheit und 

niedriger Bildungsstand. Dem begegne das Jobcenter in der aufsuchenden Fallarbeit mit Integra-

tionscoaching, Coaching nach § 16e und § 16i und bewerberorientierter Vermittlung (boV). Leit-

gedanke sei eine systemische Herangehensweise und Beratung. Wünsche und der individuelle 

Hilfebedarf der Leistungsberechtigten stehen im Vordergrund. Lösungen werden gemeinschaft-

lich erarbeitet und vereinbart, im Vordergrund stehe die Freiwilligkeit der Angebote, zu deren 

Teilnahme aktiv zugestimmt werden muss. 

Eine Evaluierung der drei Formate in der aufsuchenden Fallarbeit habe ergeben, dass 

die Zufriedenheit der Teilnehmenden mit dem Integrationscoaching mit der Note 1,1 bewertet 

wurde (1 als höchster Wert der Zustimmung). Durch ein Coaching nach § 16e und i SGB II münde-

ten 75% der Beschäftigten in eine nicht geförderte Beschäftigung ein; bei der bewerberorientier-

ten Vermittlung liege die Vermittlungsquote aktuell bei 70 %. 

Im Praxisbericht des Jobcenters Kreis Coesfeld stand das Projekt „Re.turn.“ im Mittel-

punkt. Es wird für eine Förderdauer von zwei Jahren nach §16h SGB II für Jugendliche zwischen 15 

und 25 Jahren eingesetzt. Ziel sei es, die Annahme von Sozialleistungen sowie eine Stabilisierung 

der Jugendlichen zu erwirken. Dabei setze das Projekt auf Freiwilligkeit, eine Eins-zu-eins-Betreu-

ung sowie Aktivierungsarbeit und Hausbesuche. 

Für die ungestörte Beratung stehen den Mitarbeitenden ein mobiles Büro, der soge-

nannte „Beratungs-Bulli“, weitere Büros an vier Standorten sowie monatliche Anlaufstellen im 

gesamten Kreisgebiet zur Verfügung. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor sei die niedrigschwellige 

Kontaktaufnahme über WhatsApp und die adressatengerecht gestalteten Flyer, auf denen be-

wusst kein Jobcenter-Logo abgebildet sei. Die Mitarbeitenden des Projekts seien für die Jugend-

lichen Anlaufstelle und Begleitung zugleich und unterstützten sie bei Haushaltsplanung, Ausbil-

dungssuche, Anträgen und Wohnen. Derzeit prüfe das Jobcenter, ob der aufsuchende Ansatz 

auch in anderen Maßnahmen oder sogar im regulären Beratungsgeschäft möglich sei. 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Mainz-Bingen:  

Kai Hirschmann, Hirschmann.kai@mainz-bingen.de, Uwe Tiegs Tiegs.uwe@mainz-bingen.de, 

06132 787 6234 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Kreis Schaumburg:  

Sylvia Brassat, sylvia.brassat@jobcenter-schaumburg.de , 05721 703 8281 

Jobcenter Kreis Coesfeld:  

Wibke Oehrle, wiebke.oehrle@kreis-coesfeld.de , 02541 18-5804 
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C.8 Fachforum: Digitale Welt (Hybrid-Maßnahme) 

Siegfried Eberle, Geschäftsführer des jobcentereigenen Trägers InA (Integration in Arbeit) im 

Odenwaldkreis, stellte im Rahmen des Fachforums die Hybrid-Maßnahmen des Jobcenters vor, 

die seit März 2020 angeboten werden. Sie seien unter anderem eine Antwort auf die Lockdown-

Phasen anlässlich der Corona-Pandemie. Darüber hinaus seien sie für Zielgruppen konzipiert, die 

gerade im ländlichen Raum zeitlich und räumlich weite Wege überwinden müssten (beispiels-

weise alleinerziehende Frauen). Ziel sei es, zur Verbesserung der digitalen Kompetenz der Teil-

nehmenden beizutragen. Hybrid könne dabei in vier Varianten zum Einsatz kommen:  

1. Vor- und Nachbereitungen der Maßnahmeninhalte über das digitale InA-Lernen, 

2. reine Online-Umsetzung von Maßnahmen, 

3. ergänzende Online-Sequenzen im Sinne von Hausaufgaben oder um eine Arbeitszeit der 

Teilnehmenden in den Maßnahmen auszuweiten (etwa bei der berufsbezogenen Sprachför-

derung), 

4. Einbau von digitalen Angeboten im Präsenzunterricht, um zum Beispiel digitale Bewer-

bungsgespräche zu trainieren. 

Herr Eberle stellte die Benutzeroberfläche der Digitalen InA-Lernplattform vor, auf der unter-

schiedliche Funktionen integriert sind, wie ein digitales Bewerbercenter, ein Chatsystem und die 

Verknüpfung zu MS-Teams. Die Maßnahmen würden von den Kunden bisher gut angenommen. 

Bewährt habe sich, die Betroffenen vorab telefonisch „aufzuschließen“ für die digitale Variante. 

Die Kosten für diese Maßnahmen hielten sich in Grenzen: Es seien punktuell höhere personelle 

Ressourcen erforderlich, um die Plattform mit Inhalt zu befüllen. Datenschutz sei keine große 

Hürde, ein entsprechendes Datenschutzkonzept bringe die genutzte Plattform „moodle“ bereits 

mit. Der Rat von Herrn Herr Eberle in Bezug auf Hybrid-Maßnahmen lautete: „Nicht zu lange nach-

denken, sondern pragmatisch starten.“ 

 

C.9 Fachforum: Projektbericht: Jobcenter der Zukunft 

Ilka Krzewitzka, stellvertretende Bereichsleitung Arbeitsmarkt und Integration, und Jasmin Ross-

mann, Digitalisierungsbeauftragte, beide aus dem kommunalen Jobcenter des Kreises Groß-Ge-

rau, berichteten über den Prozess, sich als Jobcenter der Zukunft aufzustellen. In einem ersten 

Schritt zur zukünftigen Aufstellung seien in einer Steuerungsgruppe der Status quo sowie die 

wichtigsten Themen zur Bearbeitung identifiziert worden. Daraus seien folgende fünf Themen-

felder hervorgegangen:  

1. Zukünftige Arbeit mit Kunden | Zugangssteuerung  

2. Zukünftige Arbeit mit Kunden | Art der Beratung & Haltung  

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Odenwaldkreis:  

Siegfried Eberle, s.eberle@ina-odw.de, 06062 70-478 
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3. Zukünftige Kommunikationsformen mit Kunden  

4. Digitalisierungspotentiale  

5. Arbeitsplatz der Zukunft 

Diese Themen seien in Arbeitsgruppen bearbeitet und wieder in die Steuerungsgruppe einge-

bracht worden, die daraus Entscheidungen zur weiteren Bearbeitung abgeleitet habe. Der Pro-

zess „Jobcenter der Zukunft“ sei im Kreis Groß-Gerau im vollen Gange. Fest stehe, dass Digitali-

sierung regelhaft mitgedacht und in die Prozesse mitaufgenommen und ausgebaut werden solle 

und dass Homeoffice sowie neue Kommunikationsformate genauso regelhaft in die Beratungs-

arbeit integriert werden. 

Bereits jetzt ließe sich festhalten, dass aus dem gemeinsamen Prozessanstoß ein großer 

Zusammenhalt („Wir-Gefühl“) entstanden sei sowie eine hohe Identifikation mit den Ergebnissen 

aus den Workshops. Der Anstoß zum Prozess, mit einer Beteiligung der Mitarbeitenden, wird als 

lohnenswert beurteilt. Ein wichtiger Erfolgsfaktor sei eine transparente Kommunikation über den 

gesamten Prozess hinweg sowie die Umsetzung von Quick Wins. 

 

C.10 Fachforum: Dialog – Werkstattbericht OZG und On-

line-Erstantrag – Erfahrungen mit dem Kanal Nr. 1 

Über die Digitalisierungsprojekte im Rahmen der Umsetzung des OZG und die Struktu-

ren auf verschiedenen Ebenen, die für die Umsetzung geschaffen wurden, ist in den vergangenen 

Jahren bereits viel berichtet und diskutiert worden. Gleichwohl ist das Thema weiterhin von gro-

ßem Interesse. Einen Blick auf die Visionen zu Beginn des Projektes, die Arbeitsweise, den aktu-

ellen Stand und die Hindernisse gewährte Rena Wissmeier vom Hessischen Städtetag.  

Die Umsetzung des OZG sei in eine komplexe Projektstruktur eingebunden und werde 

in Hessen durch die interdisziplinären Teams in Digitalisierungslaboren unterstützt und vorange-

trieben. Hier werde mit modernen Formen der Projekt- und Produktentwicklung gearbeitet. Ziel 

sei eine Vorarbeit für die Umsetzung von Digitalisierungsvorhaben zu leisten (zum Beispiel Er-

stantrag für die kommunalen Jobcenter). Entsprechend stehe die Nutzerorientierung im Fokus. 

Gleichzeitig erweise es sich als herausfordernd, die verschiedenen Bedarfe und Sichtweisen jedes 

einzelnen beteiligten Jobcenters für die Weiterverarbeitung der Daten zu berücksichtigen. Am 

Beispiel des offenen Antrags und der Datenübernahme aus unterschiedlichen Quellen würden 

die Grenzen der aktuellen Rahmenbedingungen und Technologien deutlich. Hier stünden techni-

sche Entwicklungen aus und müssten datenschutzrechtliche Fragen geklärt werden. 

Im Anschluss zeichnete Herr Rössler vom Jobcenter Neue Wege Kreis Bergstraße in sei-

nem Werkstattbericht ein Bild aus der praktischen Implementierung des Online-Erstantrags im 

Jobcenter. Keine andere OZG-Leistung sei aktuell weiter verbreitet als der Erstantrag SGB II, und 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Groß-Gerau:  

Ilka Krzewitza, ilka.krzewitza@Jobcenter-gg.de, Jasmin Rossmann, jasmin.rossmann@Job-

center-gg.de, 06152 6384115 



   

 

14 

Dokumentation Tag der kommunalen Jobcenter 2021 

BENCHLEARNING DER KOMMUNALEN JOBCENTER 

die Nutzerzahlen stiegen kontinuierlich an. Im Kreis Bergstraße liege der durchschnittliche Anteil 

der online gestellten Anträge bei 41 %. Die Implementierung mit der ekom 21 aus Hessen könne 

als gut vorbereiteter und strukturierter Prozess beschrieben werden, der mit überschaubarem 

Aufwand und Ressourcen umgesetzt werde. Die Verbesserungspunkte der Anwendung lägen in 

den begrenzten Möglichkeiten, individuelle Anpassungen vorzunehmen, und den begrenzten 

Möglichkeiten zum Controlling. Insgesamt liege den kommunalen Jobcenter aber bereits eine 

sehr gute Lösung vor, die kostenfrei und mit überschaubarem Aufwand implementiert werden 

könne. 

Einen wesentlichen Einfluss auf die Akzeptanz der Online-Leistung bei den Leistungs-

berechtigten habe die „Usability“ und damit der Blick auf die Nutzerfreundlichkeit der Anwen-

dung. Hierzu seien Nutzerinterviews geführt und wichtige zu beachtende Kriterien herausgear-

beitet worden: 

— Einstieg: Ist die Anwendung auf der Homepage des Jobcenters leicht zu finden? 

— Formulierungen: Einfache, wenig fachliche Sprache und leicht verständliche Hilfestellungen 

— Gestaltung: Wird in der Anwendung der Blick auf die wichtigen Funktionalitäten geleitet? 

— Lernkurve: Ist das Vorgehen verständlich, ist die Orientierung im Verlauf immer einfacher 

geworden? 

— Vorteilsübersetzung: Bietet sich eine echte Verbesserung zum Papierantrag? 

Bei den Mitarbeitenden sei häufig eine erhebliche Skepsis bis eine neutrale Einstellung 

anzutreffen. Dies sollte in jedem Veränderungsprozess zentral Beachtung finden. Die festgestell-

ten Usability-Probleme fänden sich in der Qualität der übermittelten Daten wieder, darüber hin-

aus müssten die Arbeitsprozesse konsequent auf den Online-Erstantrag ausgerichtet werden. Die 

zentrale Erkenntnis für derartige Digitalisierungsvorhaben laute: Ein kontinuierliches Evaluieren 

und Weiterentwickeln der Software, der internen Prozesse und des Implementierungsvorgehens 

ist für den erfolgreichen Einsatz digitaler Instrumente unumgänglich. 

 

C.11 Fachforum: Projektbericht: Leistung? – ist kein Wi-

derspruch! 

Zum Thema „Leistung? - ist kein Widerspruch!“  berichteten die Referenten Dr. Ansgar Seidel, 

Leiter des Jobcenters Kreis Warendorf, und Dr. Pascal Rickert vom Centrum für Lernen, Entwick-

lung und Beratung (Ce.LEB) der Universität Münster. Sie berichteten über die Ergebnisse aus dem 

gemeinsamen Forschungsprojekt für die Praxis im Jobcenter. Hierbei seien gegensätzliche Hand-

lungsmaxime betrachtet und sich daraus ableitende Handlungsfelder und Maßnahmen definiert 

worden:  

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Hessischer Städtetag: 

Rena Wißmeier, wissmeier@hess-staedtetag.de, 0611 170225 

Jobcenter Kreis Bergstraße: 

Christian Rößler, christian.roessler@neue-wege.org, 06252 156068 
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- „Das Jobcenter möchte die Qualität maximieren und Widersprüche vermeiden“ und 

- „Der Kunde wird immer einen Widerspruch einlegen.  

In der ersten Projektphase sei zunächst ein gemeinsames Problemverständnis erarbeitet 

und anschließend ein Maßnahmenkatalog und Handlungsfelder definiert worden. Die Maximie-

rung der Qualität mit hundertprozentig sachlich und rechtlich korrekten Leistungsbescheiden sei 

der erste Anspruch eines Jobcenters; die Vermeidung von Widersprüchen durch die Nutzung von 

Handlungsspielräumen in der Kommunikation sei ein weiteres Ziel.  

In einer zweiten Projektphase sei in einer Umfrage unter Kunden des Jobcenters vor-

wiegend „Kommunikation“ als Problem aufgedeckt worden: Es würden zwei Drittel aller Wider-

sprüche zurückgewiesen, die zugrundeliegenden Bescheide seien also mehrheitlich sachlich rich-

tig. Folglich würde es selbst bei hundertprozentig korrekten Leistungsbescheiden weiterhin Wi-

dersprüche geben. Folgende Aspekte seien anschließend von der Universität Münster wissen-

schaftlich untersucht worden: 

− Verständlichkeit von Leistungsbescheiden, 

− Vertrauen in das Jobcenter, 

− Art der Entscheidungsfindung, 

− Erfolgswahrscheinlichkeit und Nutzen, 

− prozedurales Gerechtigkeitsempfinden, 

− gesellschaftliches Gerechtigkeitsempfinden, 

− wahrgenommene Responsivität des Jobcenters. 

Zentrale Erkenntnisse lauten:  

1. Wenn die Leistungsbescheide verständlicher gestaltet würden, hätte das voraussichtlich 

keinen Einfluss auf die Widerspruchsquote.  

2. Wenn Leistungsberechtigte den Mitarbeitenden stärker vertrauten, sänke voraussichtlich 

die Wahrscheinlichkeit für ein Widerspruchverfahren. 

3. Wenn Leistungsberechtigte die Interaktion mit dem Jobcenter als gerecht bewerten wür-

den, sänke voraussichtlich die Wahrscheinlichkeit für ein Widerspruchverfahren. 

4. Wenn Leistungsberechtigten die geringe Fehlerquote bekannt wäre, sänke voraussichtlich 

die Wahrscheinlichkeit für ein Widerspruchsverfahren. 

5. Wenn Leistungsberechtige bei Fragen häufiger ihre Ansprechperson kontaktierten, sänke 

voraussichtlich die Wahrscheinlichkeit für ein Widerspruchsverfahren. 

6. Wenn Leistungsberechtigte das Jobcenter besser erreichten, sänke voraussichtlich die 

Wahrscheinlichkeit für ein Widerspruchsverfahren. 

Diese Erkenntnisse seien durch verschiedene Maßnahmen auf Prozessebene und vor allem auf 

der Ebene der Zusammenarbeit zwischen der Leistungsabteilung und der Abteilung Widerspruch 

im Jobcenter Kreis Warendorf verarbeitet worden. Dies habe zu einer Senkung der Quote der 

vermeidbaren Stattgaben von 32 % im Jahr 2018 auf 18 % im Jahr 2021 (Stand September) im 
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Jobcenter Kreis Warendorf geführt. Die Zusammenarbeit von Praxis und Forschung habe zu ei-

nem echten Erkenntnisgewinn und einer Verbesserung der Leistungserbringung des Jobcenters 

geführt.  

 

C.12 Fachforum – RPA (Robotic Process Automation) 

Aus dem Jobcenter der Landeshauptstadt Wiesbaden berichtete Alexandra Lederer, Sachge-

bietsleitung Kommunikation und Innovationsprojekte, von den aktuellen Entwicklungen im Be-

reich Prozessautomation. Das Thema ist Bestandteil des übergeordneten Ansatzes „Arbeit neu 

denken“. Dieser verfolge das Ziel, die Digitalisierung der Verwaltungsarbeit voranzubringen. 

Gleichzeitig sollen die Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität als Arbeitgeber erhöht werden 

und neue Wege zu den Bürgern angeboten werden. Durch die Automatisierung insbesondere 

von administrativen Aufgaben soll mehr Zeit für gute Kundenarbeit und Dienstleistungen freige-

setzt werden. 

Die Erprobung der Prozessautomatisierung wurde von Frau Lederer am Beispiel der Be-

arbeitung von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (AUB) illustriert. Die Automatisierung wurde 

dabei in sechs Schritten umgesetzt: 

1. Daten digitalisieren: AUB wird gescannt 

2. Daten digital nutzbar machen: AUB wird gescannt 

3. Daten dem zuständigen Mitarbeiter zuweisen: Abgleich mit internen Datenbanken zur Be-

stimmung der Zuständigkeit 

4. Daten(teil) automatisiert in die Fachanwendung übertragen: Sachbearbeiter bekommen 

die ausgelesenen Daten angezeigt, kann gegebenenfalls korrigieren und Übertragung ver-

anlassen 

5. Bestimmte Prozesse (teil-)automatisieren: Automatische Eintragung in der Fachanwen-

dung und Wiedervorlage wird vom System vorgeschlagen 

6. Daten ablegen (eAkte) und versenden: AUB wird in der richtigen Akte abgelegt 

Bei der Implementierung würden alle „Wenn-Dann-Funktionen“ automatisch bearbeitet, die Ent-

scheidungsverantwortung verbleibe allerdings beim Mitarbeitenden. Das Beispiel der AUB zeige, 

dass eine Erfassung und Optimierung der entsprechenden Geschäftsprozesse die notwendige 

Grundlage für erfolgreiche Automatisierung sei. 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Kreis Warendorf:  

Dr. Ansgar Seidel, Ansgar.Seidel@kreis-warendorf.de, 02581 535600 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Centrum für Lernen, Entwicklung und Beratung: 

Dr. Pascal Rickert, celeb@wwu.de, 0251 8334332 
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Wesentliche Erkenntnisse aus der Erprobung seien, dass die Entwicklung automatischer 

Prozesse klar in die richtige Richtung gehe, weil sie sich als sicher und vorteilhaft für alle Betei-

ligten herausgestellt habe. Die Automatisierung funktioniere dann schnell und einfach, wenn man 

die richtigen Prozesse (hohe Häufigkeiten, viele Routinetätigkeiten) in den Blick nehme, wobei 

insbesondere die Digitalisierungsgewinne für die Umsetzenden sichtbar gemacht werden müss-

ten. Das gelinge zum Beispiel dann besonders gut, wenn man den Übergang von Informationen 

ins Fachverfahren über Automation regele. Habe man einzelne Prozesse automatisiert, könne das 

Prinzip auf weitere übertragen werden, wobei sich der Betrieb einer dauerhaften Testumgebung 

als Vorteil erwiesen habe. 

 

C.13 Videoberatung im Jobcenter 

Aus dem Jobcenter der Landeshauptstadt Wiesbaden berichtete des Weiteren Domink Becht 

über die Arbeit mit Videoberatungen. Die systematische Nutzung dieses Beratungskanals sei im 

letzten Jahr unter dem Eindruck der Pandemie beschlossen worden. 

Die Einführung im Jobcenter sei durch Aufrüstung bei der technischen Infrastruktur er-

folgt, außerdem seien interne Schulungen durchgeführt worden. Der Einsatz von Videoberatung 

basiere auf Freiwilligkeit. Im Ergebnis zeige sich, dass die Nutzung des Formates mit unter 1 % der 

Beratungsformen nur marginal sei. Als Gründe hierfür würden von den Beschäftigten die Unan-

gemessenheit für ernste Themen wie Sanktionen benannt, die Videotelefonie könne dieser Situ-

ation nicht gerecht werden. Des Weiteren werde die eigene Klientengruppe von den Integrati-

onsfachkräften als ungeeignet für das Format angesehen. Ein weiteres Argument gegen den Ein-

satz sei, dass die Gefahr unerlaubter Aufnahme bestehe. Darüber hinaus seien auch technische 

Probleme mit der verfügbaren Anwendung anzutreffen, insbesondere bei der Firewall von mobi-

len Endgeräten. Schließlich werde die Videotelefonie alles in allem nur als Ausnahme während 

der Corona-Pandemie gesehen, nicht als Dauerlösung für alle Beratungssituationen.  

Auf die Frage, wer trotzdem über Videoberatung gut erreicht werden könnte, benannte 

Herr Becht die Schnittmenge aus arbeitsmarktnahen Kunden und solchen, bei denen eine Quali-

fizierung sinnvoll wäre. Des Weiteren kämen solche Leistungsberechtigten infrage, die auch te-

lefonisch gut kontaktiert werden könnten. Das Jobcenter möchte insbesondere für diese Kundin-

nen und Kunden an dem Format festhalten und gebe das Ziel aus, der Ort zu sein, der Leistungs-

empfänger auf die „digitale Welt“ vorbereite und diese bereits lebe. Beim Relaunch werde auf 

„Opinion-Leader“ im Sinne von Botschaftern für das Format gesetzt. Außerdem werde die An-

wendung verbessert, sowie die Schulung der Mitarbeitenden durch Webinare würden direkt zu 

Beginn der Einführung erfolgen.  

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Landeshauptstadt Wiesbaden:  

Alexandra Lederer, Alexandra.Lederer@wiesbaden.de, 0611 314232 

Kontaktdaten bei weitergehendem Interesse 

Jobcenter Landeshauptstadt Wiesbaden:  

Dominik Becht, Dominik.Becht@wiesbaden.de, 0611 312446 
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D Rückmeldungen der Teilneh-
menden 

Über das Handy-Tool VOXR konnten sich die Teilnehmenden auch in diesem Jahr während der 

Plenumsphasen mit Fragen und Statements interaktiv beteiligen. Die Ergebnisse werden aufbe-

reitet in Wortwolken und Balkendiagrammen nachfolgend dargestellt. 

Von wo aus nehmen Sie an der Tagung teil? 

 

Was erwarten Sie von der Tagung? 
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Waren Sie schon im vergangenen Jahr mit dabei?

 

Wie schätzen Sie die Veränderungen ein, die in dieser Legislaturperiode auf die Jobcenter 

zukommen werden?

 

Was ist Ihrer Auffassung nach der Kern von guter Beratung durch die Jobcenter?
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Welcher Teil der Tagung war für Sie am lohnendsten?

 


